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Die Historiographie zur Geschichte Südost-
europas im „langen 19. Jahrhundert“ wird
durch drei miteinander verwobene The-
men beherrscht: die osmanische „Fremdherr-
schaft“, die damit ursächlich zusammenhän-
gende „Rückständigkeit“ sowie die Befrei-
ung von beiden; letzteres insbesondere durch
die Ersetzung osmanischer durch westeuro-
päische Institutionen. Der vorliegende Band
– „an institutional history of state and so-
ciety building in the modern Balkans“ (S.
VIII) – ist ein Revisionsversuch der lan-
ge üblichen Einschätzung des Institutionen-
transfers und Institutionenwandels von der
imperial-osmanischen zur nationalstaatlichen
Ordnung in Südosteuropa als eine „bloße“, in
der Regel misslungene Nachahmung westli-
cher Ordnungssysteme. Der Erfolg dieses Ver-
suchs bleibt allerdings bescheiden: Die em-
pirischen Befunde der meisten Texte erklä-
ren zwar tatsächlich die Problemlagen bei
der Durchsetzung der konstitutionellen Mon-
archie, der Neubestimmung der orthodoxen
Kirche als nationalstaatliche Institution, der
Einführung eines nach westlichen Normen
kodifizierten Rechtssystems oder den Auf-
bau eines bürokratischen Verwaltungsappa-
rats samt regulärem Heer. Sie bieten den-
noch kaum den Stoff für eine so weitreichen-
de Revision, dass der politische, wirtschaft-
liche und kulturelle Wandlungsprozess des
post-osmanischen Südosteuropas als das Er-
gebnis einer fruchtbaren Synthese aus lokal-
traditionellen und „westlich“-modernen Ele-
menten zu verstehen ist.

Der in seiner Fragestellung wohl interes-
santeste, in der argumentativen Ausführung
dennoch fragwürdigste Beitrag des Sammel-
bandes ist der Alina Mungiu-Pippidis. Sie
geht der Frage nach, warum es den südost-
europäischen Staaten nicht gelungen ist, ihre
demokratischen Systeme so weit zu konso-

lidieren, dass sie in der Zwischenkriegszeit
und nach dem Zweiten Weltkrieg in Königs-
und kommunistische Diktaturen verfielen.
Indem die Autorin für die Entwicklung der
politischen Institutionen in Südosteuropa bis
zum Beginn des Ersten Weltkriegs eine po-
sitive Bilanz zieht und die Meinung vertritt,
dass die Eliten im Großen und Ganzen den
richtigen Weg zur Modernisierung einge-
schlagen hätten, verwirft sie den kulturellen
Erklärungsansatz, der von einer besonderen
balkanischen, die Institutionalisierung von
Demokratie nicht begünstigenden politi-
schen Kultur ausgeht. Strukturalistische
Erklärungsansätze wiederum, die die „pro-
blematische“ Entwicklung der balkanischen
Staatsbildungsprozesse durch das osma-
nische Vermächtnis als vorbestimmt und
demzufolge als alternativlos beschreiben,
akzeptiert Pippidi auch nur zum Teil. Aus
ihrer Sicht konnte das osmanische Vermächt-
nis auf die Region nur deswegen so stark
einwirken, weil der jeweilige „internationale
Kontext“ den lokalen Eliten die Spielräume
enorm einschränkte. So sei etwa die in der
Osmanenzeit entstandene, für Südosteuropa
typische ethnische Gemengelage erst durch
die imperialistische Politik der Großmächte,
die die Grenzziehungen zwischen den jungen
Staaten nicht nach dem Kriterium der Bil-
dung ethnisch homogener Einheiten, sondern
im Dienste eigener Interessen diktiert hätten,
zu einem für den Frieden und die Stabilität
der Region bedrohlichen Problem geworden.
Der internationale Kontext, dieses mal in der
Form von deutsch-nationalsozialistischen
und sowjetisch-kommunistischen Infiltrie-
rungen sowie der Großen Depression Anfang
der 1930er-Jahre, sei ebenso für die poli-
tische Entwicklung im Südosteuropa der
Zwischenkriegszeit, die letztendlich in allen
Staaten der Region früher oder später zur
Errichtung einer Königsdiktatur geführt hat,
verantwortlich. „Foreign context alone“, so
die Quintessenz aller Überlegungen Mungiu-
Pippidis, „explains most of what went on in
the Balkans“ (S. 70).

Zweifelsohne darf man die Entwicklung
Südosteuropas in der Zwischenkriegszeit
nicht vom internationalen Geschehen abge-
kapselt untersuchen oder die Bedeutung au-
ßerregionaler Einwirkungen unterschätzen.
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Allerdings scheinen ältere Erklärungsansät-
ze zur Funktionsunfähigkeit der südosteuro-
päischen Demokratien der Zwischenkriegs-
zeit, wie etwa die Holm Sundhaussens und
Rumen Daskalovs1, unter anderem mit Hin-
weisen auf die Unfertigkeit des Parteiensys-
tems, den politischen Klientelismus, die Ma-
nipulation von Wahlen, die Schwäche und
Ineffizienz intermediärer Institutionen oder
die verbreitete Gewaltbereitschaft im Zusam-
menhang mit irredentistischen Nationalpro-
grammen, weit überzeugender als die Aus-
führungen Mungiu-Pippidis zum internatio-
nalen Kontext zu sein. Ihre Lesart hingegen
scheint stark von der Absicht geleitet zu sein,
dem westlichen Bild vom Balkan sowie dem
balkanischen Autostereotyp als eine durch
politische und gesellschaftliche Rückständig-
keit gekennzeichnete Region entgegenzuwir-
ken. Der Beitrag Mungiu-Pippidis reiht sich
somit in eine Reihe anderer Arbeiten ein, die
unter einer verklärten Sicht die Zwischen-
kriegszeit als eine „goldene Epoche“ für Süd-
osteuropa zu präsentieren versuchen.

Ähnlich argumentiert Mungiu-Pippidi
auch im abschließenden Kapitel des Sam-
melbandes, wo sie sich optimistisch gibt,
dass das postkommunistische Südosteu-
ropa die Integration in die europäischen
Gemeinschaftsstrukturen schaffen kann. Süd-
osteuropa habe in der Vergangenheit seine
Europäisierung und Modernisierung nicht
aufgrund von „falschen institutionellen Ent-
scheidungen“ der politischen Eliten verpasst.
Diese waren laut Mungiu-Pippidi „quite
advanced in implementing the Western insti-
tutions they were copying“. Die eigentlichen
Probleme seien „nation-building conflicts and
the serious deterioration in the international
context“ gewesen (S. 306). Mungiu-Pippidi
geht soweit, auch die Errichtung der süd-
osteuropäischen Königsdiktaturen in der
Zwischenkriegszeit als einen Versuch der
damaligen Eliten zu deuten, „to protect their
stateness and guide their countries towards
civilization“. Deren Autoritarismus war nur
„instrumental, and meant to be transitory“
(S. 306).

Wim van Meurs setzt sich in seinem Auf-
satz mit dem „Umsturz“ der südosteuropäi-
schen Demokratien der Zwischenkriegszeit
auseinander, indem er seinen Fokus in einer

vergleichenden Perspektive auf die „politi-
sche Arena“ Bulgariens, Rumäniens, Kroati-
ens bzw. Jugoslawiens richtet. Er zeigt, wie
der von faschistischen, kommunistischen und
Bauernparteien angewandte Populismus in
Verbindung mit der Einführung des allge-
meinen Wahlrechts das königlich-bürgerliche
Establishment dazu zwang, seine politische
Kultur neu zu definieren, die populistischen
Methoden der „antidemokratischen Gegner“
nachzuahmen und schließlich selbst die Insti-
tution der „repräsentativen Demokratie“ zu
untergraben. Mit der luziden Analyse der
Unfähigkeit der südosteuropäischen Eliten in
der Zwischenkriegszeit, populistischen, an-
tidemokratisch ausgerichteten Bewegungen
mit demokratischen Mitteln zu begegnen, so-
dass letztendlich ein Umsturz des Systems
„von innen“ erfolgte, gelingt es van Meurs,
das Zusammenspiel von internen und exter-
nen Faktoren gut zu beleuchten, ohne in mo-
nokausalen Reduktionismus zu fallen.

Andrei Pippidi geht in seinem Beitrag
der Frage nach, welche Faktoren auf dem
post-osmanischen Balkan die Entwicklung ei-
nes bürokratischen Verwaltungssystems be-
einflusst haben und beschreibt die Schwierig-
keiten der neuen Staaten, angesichts der Ab-
wesenheit einer gebildeten, bürgerlichen Mit-
telschicht sowie des verbreiteten Analphabe-
tismus unter der mehrheitlich agrarischen Be-
völkerung westliche Standards zu erreichen.
Vor dem Hintergrund der aktuellen Schul-
denkrise Griechenlands, die zu einem wich-
tigen Teil auf den aufgeblähten Staatsapparat
und die Korruption seiner Vertreter zurück-
zuführen ist, weist Pippidi darauf hin, dass
die Weichen für diese Fehlentwicklung bereits
in den ersten Jahren der Existenz der Balkan-
staaten gestellt wurden. Während zeitgleich
in Deutschland die Staatsbeamten 2,4 Prozent
der erwerbstätigen Bevölkerung ausmachten,
lag der entsprechende Anteil in allen Län-
dern Südosteuropas bei über 5 Prozent. Eben-
so stellten schon damals die Korruption und
die Ineffizienz der Beamten große Probleme
dar.

1 Rumen Daskalov / Holm Sundhaussen, Modernisie-
rungsansätze, in: Magarditsch Hatschikjan / Stefan
Troebst (Hrsg.), Südosteuropa. Ein Handbuch. Ge-
sellschaft, Politik, Wirtschaft, Kultur, München 1999,
S. 105-135.
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Constantin Iordachi untersucht in einem
der längsten Beiträge dieses Sammelbandes
die Staatsangehörigkeitsgesetzgebung der im
Laufe des 19. Jahrhunderts entstandenen Na-
tionalstaaten Südosteuropas. Er hinterfragt
den ausschließlich ethnokulturellen Charak-
ter der ersten südosteuropäischen Staatsbür-
gerschaftskonzepte, indem er zeigt, dass die
Mehrheit der neuen Nationalstaaten bei der
Vergabe der Staatsbürgerschaft nicht allein
das Blut-, sondern auch das Bodenrecht be-
rücksichtigte. Letzteres geschah insbesonde-
re im Fall von Immigranten erster Generati-
on. Somit sei man im Wesentlichen dem fran-
zösischen und nicht, wie in der citizenship-
Literatur zuweilen behauptet wird, dem deut-
schen Staatbürgerschaftsmodell gefolgt. Ab-
weichungen von dem westlichen Vorbild gab
es insofern, als durch die Kriterien der Re-
ligion und Ethnizität „unerwünschten Frem-
den“, vor allem Muslimen und Juden, das
Staatsbürgerschaftsrecht verwehrt bzw. die
Staatsbürgerschaft entzogen wurde. Trotz der
Gemeinsamkeiten des rumänischen, bulgari-
schen oder griechischen Staatsbürgerschafts-
rechts, die allesamt eine Kombination von
„ius sanguinis“ und „ius soli“ darstellen
würden, warnt Iordachi vor Verallgemei-
nerungen. Er plädiert dafür, die Einzigar-
tigkeit jedes südosteuropäischen Falles, der
aus einer komplexen Synthese von lokalen
und universellen Faktoren hervorgegangen
ist, zu berücksichtigen. Beachtungswert sind
schließlich die dem empirischen Teil voran-
gestellten Überlegungen Iordachis zur An-
wendung von sozialwissenschaftlichen Insti-
tutionalisierungstheorien auf die südosteu-
ropäische Rechts- und insbesondere Staats-
bürgerrechtsgeschichte. So interessant aller-
dings seine Ausführungen zum „institutional
decoupling“, also zur Hinterfragung der lo-
kalen Anpassungsfähigkeit eines westlichen
Modells durch örtliche Eliten, oder zu den
federführenden Transferakteuren als „institu-
tional entrepreneurs“ sind, so bedauernswert
ist es, dass er vernachlässigt, diese Theoreme
mit den empirischen Befunden zu verbinden.

Der Aufsatz von John Gledhill und Charles
King thematisiert die Ursachen von Gewalt in
Südosteuropa. Der Balkan wurde im Westen
immer wieder – zuletzt während der Jugosla-
wienkriege der 1990er-Jahre – mit interethni-

schem Hass, übermäßiger Gewaltbereitschaft
seiner Bevölkerung sowie „unzivilisierter“
Kriegsführung in Verbindung gebracht. Gled-
hill und King richten mit ihrer „institutiona-
listischen“ Herangehensweise den Fokus auf
einen besonderen Typ von Gewalt, der sich
während der Osmanenherrschaft herausge-
bildet und in der post-osmanischen Zeit wei-
terexistiert hat. Sie nennen diesen Typ „vio-
lent contracting“ und beziehen sich dabei auf
die von der staatlichen Macht an irregulä-
re Banden vergebenen Gewaltaufträge. Die
Pforte hatte – insbesondere in den Randzo-
nen ihres Herrschaftsbereichs – immer wieder
auf den Dienst von Briganten zurückgegrif-
fen, um mit deren Hilfe wichtige Bergpässe zu
sichern oder auch Steuern einzutreiben. Die-
se „Tradition“ führten die balkanischen Na-
tionaleliten fort, indem sie Briganten – öfters
die gleichen, die zuvor für Istanbul arbeiteten
– zuerst im „nationalen Befreiungskampf“ ge-
gen die Osmanen, dann gegenseitig zur Rea-
lisierung von expansionistischen Plänen ein-
setzten. Die beiden Autoren exemplifizieren
diesen Vorgang am Beispiel der berüchtigten
Komitadschis, die im letzten Viertel des 19.
und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
in Makedonien und in der Dobrudscha für ein
„Großbulgarien“ kämpften. Mogens Pelts be-
schreibt anschließend die Anstrengungen der
neuen Balkanstaaten, reguläre, auf westlichen
Vorbildern basierende Streitkräfte aufzubau-
en. In diesem Zusammenhang bespricht er
das Problem der Entmachtung von Briganten
aus der osmanischen Zeit, die an den natio-
nalen Unabhängigkeitskriegen teilgenommen
hatten und nun die Forderung stellten, den
Kern der neuen Armeen der südosteuropäi-
schen Staaten auszumachen.

Edda Binder-Iijima und Ekkehard Kraft
analysieren die Einführung der konstitutio-
nellen Monarchien in Griechenland (1864),
Rumänien (1866), Serbien (1869) und Bulga-
rien (1879) als Antwort der nationalen Eliten
auf das absolutistische Regieren von Monar-
chen, die aus dem westlichen Ausland „im-
portiert“ worden waren. Als Vorbild diente
in allen Fällen die belgische Verfassung. Al-
lerdings gab es auch innerregionale Einflüs-
se, sodass zum Beispiel der serbische Konsti-
tutionalismus vom griechischen und rumäni-
schen beeinflusst wurde. Paschalis Kitromili-
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des setzt sich wiederum mit der Transforma-
tion der orthodoxen Kirche von einer osmani-
schen zu einer nationalstaatlichen Institution
in Griechenland, Serbien, Rumänien und Bul-
garien auseinander. Während das Konstan-
tinopler ökumenische Patriarchat von Seiten
der Pforte instrumentalisiert wurde, um die
christliche Bevölkerung administrativ zu er-
fassen und zu kontrollieren, nutzten die jun-
gen Balkanstaaten die autokephalen orthodo-
xen Kirchen zur Transmission ihrer „natio-
nalen Botschaft“ unter die Bevölkerung des
jeweiligen neuen Staatsterritoriums. Im Wei-
teren behandelt Dimitar Bechev den schwie-
rigen, keineswegs widerstandsfreien Über-
gang von einem auf semi-autonome Dorf-
und Stadtgemeinschaften basierenden osma-
nischen Verwaltungssystem zu einem rigiden
staatlichen Zentralismus französischen Vor-
bilds. Und Ioannis Tassopoulos untersucht
die Einführung und verfassungsmäßige Ver-
ankerung des Rechtsstaatsprinzips zuerst im
Osmanischen Reich während der Tanzimat-
Periode, dann in den Nachfolgestaaten Tür-
kei, Griechenland und Serbien. Schließlich be-
schreibt Holly Case die Entwicklung der süd-
osteuropäischen Presse, insbesondere der slo-
wenischen, kroatischen, serbischen, bulgari-
schen und rumänischen, ab Mitte des 19. Jahr-
hunderts. Durch die Schwächung des Os-
manischen Reiches und die Aufhebung der
Zensur in der Donaumonarchie hatte diese
einen ersten, großen Aufschwung erfahren,
der jedoch in den Jahren des Ersten Welt-
kriegs durch die erneute Einführung der Zen-
sur wieder einbrach. In der Zwischenkriegs-
zeit wurden die Printmedien dann von Sei-
ten der Staaten im Rahmen ihrer Nationali-
sierungskampagnen zunehmende Bedeutung
beigemessen.

Der Sammelband „Ottomans into Euro-
peans“ bietet einen guten Einblick in den in-
stitutionellen Wandel, der sich im „langen
19. Jahrhundert“ in Südosteuropa hauptsäch-
lich unter westlichem Vorzeichen vollzog. Bei
einigen Autoren herrscht der Eindruck vor,
dass sie unter dem Bann des Buches von
Maria Todorova zur „Imaginierung des Bal-
kans“ stehen, in dem die sprachliche Kon-
struiertheit der „balkanischen Rückständig-
keit“ aufgezeigt wurde.2 Daher wird man im
Sammelband immer wieder mit dem Versuch

konfrontiert, die gesellschaftliche und ökono-
mische Rückständigkeit der Region zu ver-
neinen bzw. ihr einen „genuinen“, zumin-
dest für Europa einzigartigen Charakter ab-
zusprechen. Nichtsdestoweniger ist der Sam-
melband ein lesenswertes Buch, das viel Wis-
sen in einer kompakten Form vermittelt und
durch den einen oder anderen Beitrag auch
spannende Debatten anregen kann.
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2 Maria Todorova, Imagining the Balkans, überarb. Aufl.,
Oxford 2009 (1. Aufl. 1997).
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